
II VERFAHRENSVERMERKE 
 
 
1. Der Gemeinderat hat die 2. Änderung des Bebauungsplanes „Gewerbegebiet Pörsdorf Nord-West“ durch Aufstellungsbeschluss vom 

10.12.2018 (Beschluss-Nr. 378 - 52 - 18) beschlossen.  
 Der Beschluss ist ortsüblich bekannt gemacht worden durch Veröffentlichung im Amtsblatt „Kraftsdorfer Gemeindebote“ am 

11.01.2019 Nr. 1/ Jahrgang 2019 und Aushang an den Verkündigungstafeln in der Gemeinde vom 11.01.2019 bis 25.02.2019. 
 
 Kraftsdorf, den …………………. 
  
   Siegel 
 
 ……………………………………………………………………………. 
 Bürgermeister 
 
2. Die frühzeitige Bürgerbeteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB ist durch Auslegung vom 22.01.2019 bis 22.02.2019 durchgeführt worden. 

Die Bekanntmachung hierüber erfolgte ortsüblich durch Veröffentlichung im Amtsblatt „Kraftsdorfer Gemeindebote“ am 11.01.2020 Nr. 
1/ Jahrgang 2019 und Aushang an den Verkündigungstafeln in der Gemeinde vom 11.01.2020 bis 25.02.2019. 

 Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt 
werden kann, nach § 4 Abs. 1 BauGB erfolgte mit Schreiben vom 11.01.2019. 

 
 Kraftsdorf, den ……………………….. 
    Siegel 
 
  
 ……………………………………………………………………………. 
 Bürgermeister 
 
3. Der Gemeinderat der Gemeinde Kraftsdorf hat am 22.07.2019 (Beschluss-Nr. 17- 02 -19) den Entwurf der 2. Änderung des Bebau-

ungsplanes „Gewerbegebiet Pörsdorf Nord-West“ bestehend der Planzeichnung 1:1000 (Teil A), den Textliche Festsetzungen (Teil B) 
und Begründung mit dem Umweltbericht gebilligt und zur Auslegung bestimmt. Die Bekanntmachung hierüber sowie über Auslegungs-
zeitraum, -ort und sonstige Modalitäten der Auslegung erfolgte ortsüblich durch Veröffentlichung im Amtsblatt „Kraftsdorfer Gemeinde-
bote“ am 09.08.2019 Nr. 8/ Jahrgang 2019 und Aushang an den Verkündigungstafeln in der Gemeinde vom 09.08.2019 bis 
23.09.2019. 

 
4. Der Entwurf der 2. Änderung des Bebauungsplanes „Gewerbegebiet Pörsdorf Nord-West“, bestehend aus der Planzeichnung 1:1000 

(Teil A) und den Textliche Festsetzungen (Teil B) und der Begründung mit dem Umweltbericht haben in der Zeit vom 19.08.2019 bis 
19.09.2019 nach § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen.  

 Den Behörden und den Trägern öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden kann, ist mit  
 Schreiben vom 14.08.2019 Gelegenheit zur Abgabe einer Stellungnahme gemäß § 4 Abs. 2 BauGB gegeben worden. 
 
Bestätigung der Verfahrensvermerke 3- 4: 
 
 Kraftsdorf, den ………………………….. 
   
  Siegel 
 
 ……………………………………………………………………………. 
 Bürgermeister 
 
5. Der Gemeinderat der Gemeinde Kraftsdorf hat am 25.11.2019 (Beschluss-Nr. 049 - 06 - 19) den Entwurf der 2. Änderung des Bebau-

ungsplanes „Gewerbegebiet Pörsdorf Nord-West“ bestehend der Planzeichnung 1:1000 (Teil A), den Textliche Festsetzungen (Teil B) 
und Begründung mit dem Umweltbericht gebilligt und zur Auslegung bestimmt. Die Bekanntmachung hierüber sowie über Auslegungs-
zeitraum, -ort und sonstige Modalitäten der Auslegung erfolgte ortsüblich durch Veröffentlichung im Amtsblatt „Kraftsdorfer Gemeinde-
bote“ am 13.12.2019 Nr. 12/ Jahrgang 2019 und Aushang an den Verkündigungstafeln in der Gemeinde vom 13.12.2019 bis 
15.02.2020. 

 
6. Der Entwurf der 2. Änderung des Bebauungsplanes „Gewerbegebiet Pörsdorf Nord-West“, bestehend aus der Planzeichnung 1:1000 

(Teil A) und den Textliche Festsetzungen (Teil B) und der Begründung mit dem Umweltbericht haben in der Zeit vom 23.12.2019 bis 
03.02.2020 nach § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen.  

 Den Behörden und den Trägern öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden kann, ist mit  
 Schreiben vom 18.12.2019 Gelegenheit zur Abgabe einer Stellungnahme gemäß § 4 Abs. 2 BauGB gegeben worden. 
 
Bestätigung der Verfahrensvermerke 5- 6: 
 
 Kraftsdorf, den ………………………….. 
   
  Siegel 
 
 ……………………………………………………………………………. 
 Bürgermeister 
 
7. Der Gemeinderat der Gemeinde Kraftsdorf hat am 31.08.2020 (Beschluss-Nr. 084 - 12 - 20) den Entwurf der 2. Änderung des Bebau-

ungsplanes „Gewerbegebiet Pörsdorf Nord-West“ bestehend der Planzeichnung 1:1000 (Teil A), den Textliche Festsetzungen (Teil B) 
und Begründung mit dem Umweltbericht gebilligt und zur Auslegung bestimmt. Die Bekanntmachung hierüber sowie über Auslegungs-
zeitraum, -ort und sonstige Modalitäten der Auslegung erfolgte ortsüblich durch Veröffentlichung im Amtsblatt „Kraftsdorfer Gemeinde-
bote“ am 11.09.2020 Nr. 9/ Jahrgang 2020 und Aushang an den Verkündigungstafeln in der Gemeinde vom 11.09.2020 bis 
27.10.2020. 

 
8. Der Entwurf der 2. Änderung des Bebauungsplanes „Gewerbegebiet Pörsdorf Nord-West“, bestehend aus der Planzeichnung 1:1000 

(Teil A) und den Textliche Festsetzungen (Teil B) und der Begründung mit dem Umweltbericht haben in der Zeit vom 18.09.2020 bis 
23.10.2020 nach § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen.  

 Den Behörden und den Trägern öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden kann, ist mit Schrei-
ben vom 11.09.2020 Gelegenheit zur Abgabe einer Stellungnahme gemäß § 4 Abs. 2 BauGB gegeben worden. 

 
Bestätigung der Verfahrensvermerke 7- 8: 
 
 Kraftsdorf, den ………………………….. 
   
  Siegel 
 
 ……………………………………………………………………………. 
 Bürgermeister 
 
9. Der Gemeinderat hat in der Sitzung am 15.12.2020 die vorgebrachten Anregungen und Bedenken der Bürger sowie die Stellungnah-

men der Behörden und der Träger öffentlicher Belange geprüft und den Abwägungsbeschluss (Beschluss-Nr. 092 - 13 - 20) gefasst.   
 
10. Die 2. Änderung des Bebauungsplanes „Gewerbegebiet Pörsdorf Nord-West“ bestehend aus der Planzeichnung 1:1000 (Teil A) und 

den Textliche Festsetzungen (Teil B) in der Fassung vom 15.12.2020 sowie Begründung mit dem Umweltbericht, jeweils in der Fas-
sung vom 01.12.2020, wurde in der Sitzung vom 15.12.2020 durch den Gemeinderat als Satzung beschlossen  

 (Beschluss-Nr. 093 - 13 - 20).  
 
Bestätigung der Verfahrensvermerke 9- 10: 
 
 Kraftsdorf, den ………………………….. 
   
  Siegel 
 
 ……………………………………………………………………………. 
 Bürgermeister 
 
11. Die Satzung über die 2- Änderung des Bebauungsplans „Gewerbegebiet Pörsdorf Nord- West“ wurde am 10.01.2022 zur Genehmi-

gung gem. §10 Abs. 2 BauGB der Ausgleichs- und Gestaltungsmaßnahmen eingereicht. 
 
12. Mit Bescheid des Landratsamtes Greiz vom 02.02.2022 (Az. 63.3-02/19-20-146-GI/GE“GE Pörsdorf Nord-West“2.Ä) wurde eine Teil-

genehmigung (externe Ausgleichs- und Gestaltungsmaßnahmen gem. städtebaulichen Vertrag vom 31.08.2020) der Satzung erteilt. 
 
13. Der Gemeinderat der Gemeinde Kraftsdorf fasste am ........................ den Beitrittsbeschluss zur Teilgenehmigung des Landratsamtes 

Greiz vom 02.02.2022. 
 
Bestätigung der Verfahrensvermerke 11- 13: 
 
 Kraftsdorf, den ………………………….. 
   
  Siegel 
 
 ……………………………………………………………………………. 
 Bürgermeister 
 
14. Der Gemeinderat der Gemeinde Kraftsdorf hat am .............2022 (Beschluss-Nr. ..... - .... - .......) den Entwurf der 2. Änderung des 

Bebauungsplanes „Gewerbegebiet Pörsdorf Nord-West“ bestehend der Planzeichnung 1:1000 (Teil A), den Textliche Festsetzungen 
(Teil B) und Begründung mit dem Umweltbericht gebilligt und zur Auslegung bestimmt. Die Bekanntmachung hierüber sowie über Aus-
legungszeitraum, -ort und sonstige Modalitäten der Auslegung erfolgte ortsüblich durch Veröffentlichung im Amtsblatt „Kraftsdorfer 
Gemeindebote“ am .............2022 Nr. .../ Jahrgang 2022 und Aushang an den Verkündigungstafeln in der Gemeinde vom .........2022 
bis .........2022. 

 
15. Der Entwurf der 2. Änderung des Bebauungsplanes „Gewerbegebiet Pörsdorf Nord-West“, bestehend aus der Planzeichnung 1:1000 

(Teil A) und den Textliche Festsetzungen (Teil B) und der Begründung mit dem Umweltbericht haben in der Zeit vom .........2022 bis 
...........2022 nach § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen.  

 Den Behörden und den Trägern öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden kann, ist mit Schrei-
ben vom ..............2022 Gelegenheit zur Abgabe einer Stellungnahme gemäß § 4 Abs. 2 BauGB gegeben worden. 

 
Bestätigung der Verfahrensvermerke 14- 15: 
 
 Kraftsdorf, den ………………………….. 
   
  Siegel 
 
 ……………………………………………………………………………. 
 Bürgermeister 
 
16. Der Gemeinderat hat in der Sitzung am ..........2022 die vorgebrachten Anregungen und Bedenken der Bürger sowie die Stellungnah-

men der Behörden und der Träger öffentlicher Belange geprüft und den Abwägungsbeschluss (Beschluss-Nr. .....-.....-.....) gefasst.   
 
17. Die 2. Änderung des Bebauungsplanes „Gewerbegebiet Pörsdorf Nord-West“ bestehend aus der Planzeichnung 1:1000 (Teil A) und 

den Textliche Festsetzungen (Teil B) in der Fassung vom ..........2022 sowie Begründung mit dem Umweltbericht, jeweils in der Fas-
sung vom ..............2022, wurde in der Sitzung vom ............2022 durch den Gemeinderat als Satzung beschlossen  

 (Beschluss-Nr. .......-......-.......).  
 
Bestätigung der Verfahrensvermerke 16- 17: 
 
 Kraftsdorf, den ………………………….. 
   
  Siegel 
 
 ……………………………………………………………………………. 
 Bürgermeister 
 
18. Der Bebauungsplan „Gewerbegebiet Pörsdorf Nord- West“, bestehend aus der Planzeichnung 1:1000 (Teil A) und Textliche Festset-

zungen (Teil B) wurde gem. § 10 Abs. 2 BauGB am ...................... durch die höhere Verwaltungsbehörde genehmigt. 
 
 Kraftsdorf, den ………………………….. 
    Siegel 
 
 
 ……………………………………………………………………………. 
 Bürgermeister 
 
19. Die Satzung der 2. Änderung des Bebauungsplanes „Gewerbegebiet Pörsdorf Nord-West“ bestehend aus der Planzeichnung 1:1000 

(Teil A) und Textliche Festsetzungen (Teil B) wird hiermit ausgefertigt. 
 
 Kraftsdorf, den ………………………….. 
    Siegel 
 
 
 ……………………………………………………………………………. 
 Bürgermeister 
 
20. Die erteilte Genehmigung für die 2. Änderung des Bebauungsplanes „Gewerbegebiet Pörsdorf Nord-West“ wurde ortsüblich bekannt 

gemacht durch Veröffentlichung im Amtsblatt „Kraftsdorfer Gemeindebote“ am …………………… Nr. ……………./……………… und 
Aushang an den Verkündigungstafeln in der Gemeinde vom ……………………… bis …………………………….. 

 
 Die 2. Änderung des Bebauungsplanes ist damit in Kraft getreten. 
 
 Kraftsdorf, den ………………………….. 
   
  Siegel 
 
 ……………………………………………………………………………. 
 Bürgermeister 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  

Bestätigung des Thüringer Landesamtes für Bodenmanagement und Geoinformation  
 
Es wird bescheinigt, dass die Flurstücke mit ihren Grenzen und Bezeichnungen im gekennzeichneten Geltungsbereich mit dem Liegen-
schaftskataster nach dem Stand vom ……..………….. übereinstimmen. 
 
Der Gebäudebestand kann gegenüber der Örtlichkeit abweichen. 
 
 
 
Zeulenroda-Triebes, ……………………………..                  Siegel TLBG  
 

2. Maß der baulichen Nutzung 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 
 
2.1 Für alle Teilgebiete (GE 1 bis 3 und SO A1 und A2) gelten folgende Obergrenzen des Maßes der baulichen Nutzung: 

- nach § 16 Abs. 2 Nr. 1 und 2 BauNVO sowie §§ 19 und 20 BauNVO für die  
 Grundflächenzahl 0,8 
 Geschossflächenzahl 2,4 

 
2.2 Nach § 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO wird für alle Teilgebiete (GE 1 bis 3 und SO A1 und A2) eine maximale Höhe für die Oberkante der Gebäude 

und baulichen Anlagen von 14,0 m festgesetzt, wobei diese Höhe für technische Aufbauten ausnahmsweise um bis zu 3,50 m überschritten 
werden darf. Die technischen Aufbauten sind um 3,5 m von der jeweiligen Gebäudeaußenkante zurückzusetzen. Als unterer Bezugspunkt gilt der 
höchste Punkt der Achse der Erschließungsstraße im Bereich der jeweiligen Grundstückszufahrt, der dem geplanten Gebäudemittelpunkt oder 
dem Mittelpunkt der geplanten baulichen Anlage am nächsten liegt.  
 

2.3 Die maximale Oberkante der Geländeoberfläche auf dem Teilgebiet GE 2A wird mit 308,50 müNN und auf den Teilgebieten GE 3A und 3B 
(ausschließlich Flurstücksnummer 159/62) mit 307,50 müNN festgesetzt. 

 
3. Mindestmaße der Baugrundstücke 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 3 Bau GB) 
 Die Mindestgröße der künftigen Baugrundstücke muss 20.000 m2 betragen, ausgenommen hiervon sind die Teilgebiete mit den Bezeichnungen 

GE 1 und GE 2A und 2B. 
 
4. Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen mit ihren Zufahrten 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 Bau GB, § 23 Abs. 5 BauNVO) 
 
 Nebenanlagen, Carports und Garagen samt ihren Zufahrten sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. Hiervon 

ausgenommen sind Feuerwehrumfahrungen und die Zufahrt zur Erschließung des Baugrundstückes. Außerdem sind hiervon ausgenommen nicht
überdachte Stellplätze, wenn diese mindestens 1,5 m von der nächstgelegenen befestigten Fahrbahnkante der jeweiligen Erschließungsstraße 
entfernt errichtet werden sowie offene Zaunanlagen (z.B. Stabgitterzaun, Maschendrahtzaun), wenn diese mindestens 0,5 m von der 
nächstgelegenen Grundstücksgrenze der Erschließungsstraße entfernt errichtet werden. 

 
5. Verkehrsflächen 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 
 

Ein- und Ausfahrten direkt an die L 1070 sind nicht zulässig.  
 
6. Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 

von Boden, Natur und Landschaft 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

6.1 Festsetzungen zur Vegetationsausstattung, Pflanzgebot, mit Bezeichnung (Lokalisierung im Planteil A): 

Maßnahme- 
Nr.  

Charakterisierung der Maßnahme Artvorgabe Qualitäts-
vorgabe 

Nr. A1 
Ausgleichs- 
maßnahme 
 

 
Schaffung eines klaren 
Ortsrandes/Grünzäsur mittels Baumreihe 
und Strauchunterpflanzung 
Mindestvorgabe: 
- in der Baumreihe 1 Baum / 15 lfd. m 
parallel zur Geltungsbereichsgrenze  
- 1 Strauch / 2 m²  
gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB 
festgesetzter Maßnahmefläche 

 
Bäume: 
- Malus ssp. (Wildapfel) 
- Prunus padus(Traubenkirsche) 
- Prunus avium (Vogelkirsche) 
- Pyrus ssp. (Wildbirne) 
 
Sträucher: 
- Cornus sanguinea (Gemeiner  

Hartriegel) 
- Crataegus monogyna 

(Weißdorn) 
- Euonymus europaeus  
  (Gemeines Pfaffenhütchen) 
- Prunus spinosa (Schlehe) 
- Rosa canina (Hundsrose) 
- Viburnum opulus (Gemeiner  

Schneeball) 

 
Hochstamm 
3x vmB 
Stu 16-18 cm 
 
Höhe mind. 
80-100 cm 
 

Nr. A2 
Ausgleichs- 
maßnahme 
 

 
Anpflanzung einzelner Obstbäume 
Mindestvorgabe: 
- 1 Baum / 100 m2 gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20  

BauGB festgesetzter Maßnahmefläche 

 
Bäume: 
- Prunus avium (Süßkirsche) 
- Prunus domestica 

(Zwetschge) 
- Malus ssp. (Wildapfel) 
- Prunus communis (Birne) 
 

 
Hochstamm 
2x v 
Stu 8-10 cm 
 
Höhe mind. 
80-100 cm 
 

Nr. A3 
Ausgleichs- 
maßnahme 
 

 
Begrünung der Flächen, insbesondere von 
Leitungskorridoren und Schutzstreifen von 
im jeweiligen Grundstück verlegten 
öffentlichen Erschließungsanlagen 
gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB 
festgesetzter Maßnahmefläche 
  

 
Extensive Grünfläche 
 

 

6.2 Auf dem Flurstück 95/129, Flur 3, Gemarkung Pörsdorf wird die Anlage folgender Teilbiotope festgesetzt: 
 Anlage von 3 Steinhaufen mit einer Fläche von je 7,5m² wie folgt: 

- Oberboden auf einer Fläche von 2,5 m x 3,5m 0,15m tief abtragen 
- anfallenden Erdstoff im Gelände seitlich planieren 
- Einbau Mineralgemischschicht 0/32 mm, 0,15m stark 
- Natursteinblöcke 0,2m x 0,2m x 0,2m bis 0,6m x 0,6m x 0,6m auf den vorbereiteten Grundflächen von ca. 7 m2 bis ca. 0,8m Höhe  
  standsicher ohne Bindemittel aufschichten. Es ist bevorzugt vor Ort anstehendes Gestein zu verwenden 

6.3 Stellplätze für PKW sind als unversiegelte oder teilversiegelte Flächen (z.B. wassergebundene Decke, Pflaster, Rasenfugenpflaster, 
Rasenkammersteine o.ä.) auszubilden. Stellplätze für LKW können dagegen auch vollständig versiegelt ausgebildet werden. 

6.4 Aufschüttungen/ Geländeregulierungen innerhalb der Teilgebiete GE 2A und GE 3A und 3B (ausschließlich Flurstücksnummer 159/62) gemäß 
Planzeichenerklärung Ziffer 12.7 (unter Hinweise zur Planzeichnung), welche als wasserundurchlässige Schicht ausgeführt werden, müssen je 
Baugrundstück bei einer jeweiligen Überschreitung von 80% einer solchen Fläche zusätzlich mit einer mindestens 1,0 m mächtigen Schicht aus 
rekultivierungsfähigem Boden überdeckt und begrünt werden. 

6.5 Die durch Aufschüttungen/Geländeregulierungen entstehenden Böschungen innerhalb der Teilgebiete GE 2A und GE 3A an deren nördlichen 
Grenzen gemäß Planzeichenerklärung Ziffer 9, sind mit einer Rasenansaat zu begrünen und einer natürlichen Sukzession zu überlassen. 

 
7. Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern sowie Bindungen für Bepflanzungen und deren  

Erhaltung 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB) 

7.1 Die festgesetzten vorhandenen Gehölzstrukturen im Plangebiet sind zu erhalten, zu schützen und dauerhaft zu pflegen. Aufschüttungen und 
Abgrabungen im Bereich vorhandener Bäume sind nicht zulässig. 

7.2 Standorte für die Neupflanzung von Bäumen sind in der Planzeichnung dargestellt. Die Lage der Pflanzungen ist der Planzeichnung zu 
entnehmen. 

7.3 Verkehrsgrün ist als Rasen / Wiese auszubilden. 

7.4 Sollen Pkw-Stellplätze errichtet werden ist pro 5 neuer Stellplätze auf dem jeweiligen Baugrundstück zusätzlich zu den standortmäßig 
festgesetzten Bäumen ein Baum zu pflanzen: 

 Artenvorgabe:  
  - Carpinus betulus (Hainbuche) 
  - Sorbus intermedia (Schwedische Mehlbeere) 
  - Prunus padus (Traubenkirsche) 
 Qualitätsvorgabe: Hochstamm 3x vmB, Stu 14-16 cm 
  

7.5 Zu Anlagen der Wasserver- und Entsorgung ist bei Baumpflanzungen ein Mindestabstand von 2,50 m einzuhalten. 

7.6 Alle nicht versiegelten Flächen des Baulandes sind zu begrünen (Rasenansaat). 

 
8. Böschungen 
 (§ 9 Abs. 3 Satz 1 BauGB) 

 In den Bereichen für Aufschüttungen/ Geländeregulierungen innerhalb der Teilgebiete GE 2A und GE 3A gemäß Planzeichenerklärung Ziffer 12.7 
(unter Hinweise zur Planzeichnung) sind die gemäß Planzeichenerklärung Ziffer 9 festgesetzten Flächen als Böschungen in einem Verhältnis von 
1:1,5 aufzuführen.  

 
9. Aufschüttungen 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 17 BauGB und § 9 Abs. 3 Satz 1 BauGB) 

 Auf der in der Planzeichnung (Teil A) als Pflanzfläche A3 auf Teilflächen der Grundstücke mit den Flurstücksnummern 95/152, 95/128, 95/129, 
101 und 100 gekennzeichneten Fläche, sind Aufschüttungen gemäß Planzeichenerklärung Ziffer 10 zulässig. Diese sind an der Süd- bzw. 
Westgrenze beginnend, gemäß Planzeichenerklärung Ziffer 9 als Böschung in einem Verhältnis von kleiner/gleich 1: 1,7 festgesetzt, auszuführen. 

 
10. Flächen für Fahr-, Geh- und Leitungsrechte 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 
 
10.1 Lr 1 

 Im zeichnerischen Teil wird mit Lr 1 eine Fläche für Leitungsrechte für RW/SW-Leitungen zu Gunsten des Zweckverbandes Wasser/ Abwasser 
Mittleres Elstertal festgesetzt. Die Breite des gesamten Leitungskorridors für beide Leitungen beträgt 6,50 m.  

10.2 Lr 2 

 Im zeichnerischen Teil wird mit Lr 2 eine Fläche für ein Leitungsrecht zu Gunsten des Betreibers der Erdgasfernleitung (DN 800) festgesetzt. Die 
Breite des Leitungskorridors (Schutzstreifen) beträgt 8,0 m. Die Leitung liegt mittig innerhalb dieses Streifens. 

10.3 Lr 3  

 Im zeichnerischen Teil wird mit Lr 3 eine Fläche für ein Leitungsrecht zu Gunsten des Zweckverbandes Wasser/ Abwasser Mittleres Elstertal 
festgesetzt. Die Breite des Leitungskorridors beträgt 6,0 m. 

10.4 Lr 4 

 Im zeichnerischen Teil wird mit Lr 4 eine Fläche als Schutzstreifen für eine in der öffentlichen Straße liegende Regenwasserleitung zu Gunsten des 
Zweckverbandes Wasser/ Abwasser Mittleres Elstertal festgesetzt. Die Breite des Schutzstreifens beträgt 1,5 m. 

10.5 Lr 5 

 Im zeichnerischen Teil wird mit Lr 5 eine Fläche für Leitungsrechte für RW/SW-Leitungen zu Gunsten des Zweckverbandes Wasser/ Abwasser 
Mittleres Elstertal festgesetzt. Der Leitungskorridor wird nördlich der Leitungen durch die südlichen Grundstücksgrenzen der Grundstücks 
Gemarkung Pörsdorf, Flur 3, Flurstücksnummern 159/67 und 159/56 begrenzt und südlich durch eine Linie, die jeweils 2,5 m südlich der 
Leitungsachse der südlichen Leitung verläuft. 

10.6 Fr 1 

 Im zeichnerischen Teil wird mit Fr 1 (Flurstücksnummern 114/15) eine Fläche für ein Fahrrecht zu Gunsten der jeweiligen Eigentümer der 
Grundstücke mit den Flurstücksnummern 112/32, 158/47 und 159/65, alle gelegen in der Gemarkung Pörsdorf Flur 3, bzw. des jeweiligen 
Bewirtschafters (Nutzung, Pflege, Instandhaltung) des nördlich gelegenen Lärmschutzwalls an der BAB 4 festgesetzt. Die lichte Breite der Fläche 
beträgt mindestens 4,0m.  

10.7 Fr 2 

 Im zeichnerischen Teil wird mit Fr 2 eine Fläche (Flurstücksnummern 159/66 und 215/112) für ein Fahrrecht zu Gunsten der jeweiligen Eigentümer 
der Grundstücke mit den Flurstücksnummern 112/21, 114/12, 114/13, 114/15, 112/32, 158/47 und 159/65, alle gelegen in der Gemarkung Pörsdorf 
Flur 3, bzw. des jeweiligen Bewirtschafters (Nutzung, Pflege, Instandhaltung) des nördlich gelegenen Lärmschutzwalls an der BAB 4 festgesetzt. 
Die lichte Breite der Fläche beträgt mindestens 4,0m. Die Kreuzung des Leitungskorridors Lr 2 hat möglichst rechtwinklig zu erfolgen. 

11. Gestalterische Anforderungen an die Gebäude 

 Dachformen/Dachneigung 

 Für die Hauptbaukörper sind ausschließlich Satteldächer, Walmdächer (maximale Dachneigung 48°), Flachdächer und Sheddächer (maximale 
Dachneigung der steileren Dachseite 80°) zulässig.  

12. Nachrichtliche Übernahme von nach anderen gesetzlichen Vorschriften getroffenen Festsetzungen (§ 9 Abs. 6 BauGB) 

12.1 An der nördlichen Plangebietsgrenze parallel zur BAB 4 wird ein Lärmschutzwall nachrichtlich übernommen (planfestgestellt). Die Kronenhöhe 
dieses Walls befindet sich ca. 6,0 m über der Achse der Richtungsfahrbahn Dresden der BAB 4 und verläuft parallel zu dieser. Der Wall wurde im 
Zuge des Ausbaus der BAB 4 errichtet. Für diese Fläche existiert mit Az. 1100392/12 eine Baugenehmigung vom 16.06.2011 des Landratsamtes 
Greiz zur Errichtung einer Freiflächen- PV- Anlage, die zwischenzeitlich errichtet wurde. 

 Teilbereiche der südlichen Rampe und der Anschlussstelle wurden ebenfalls planfestgestellt. 

12.2 In dem mit SO A1 bezeichneten Teilgebieten dürfen in Gebäuden keine Aufenthaltsräume im Sinne von §2 Abs. 5 Thüringer Bauordnung betrieben 
werden. 

Hinweise 

1. Die Termine zum Beginn von Erdarbeiten sind dem Thüringischen Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie, Humboldtstraße 11, 99423 
Weimar, rechtzeitig (ca. 3 Wochen vor Beginn) anzuzeigen. Bodenfunde und mittelalterliche Funde während der Bauarbeiten sind ebenfalls 
unverzüglich diesem Landesamt zu melden. 

2. Für die das Plangebiet querende Ferngasleitung (DN 800, Lr 2) gilt das das „FG Merkblatt M-2.1 zum Schutz unterirdischer Gasleitungen und 
Armaturen, Mess-, Signal- und Datenkabel“ der Ferngas Netzgesellschaft mbH. Adresse zur Beteiligung: GDMcom mbH, Auskunft/Genehmigung, 
Maximilianallee 4, 04129 Leipzig, Tel. (0341) 35040. 

3. Die Errichtung von befestigten Lagerflächen und Stellplätzen im Bereich der Bauverbotszone der Autobahn BAB 4 (40 m ab äußerer befestigter 
Fahrbahngrenze) bedarf der Zustimmung des Thüringer Landesamtes für Bau und Verkehr, Hallesche Str. 15, 99085 Erfurt. 

4. In der Baubeschränkungszone (bis zu einer Entfernung von 100 m von der befestigten Fahrbahnkante) der BAB 4 bedürfen Hochbauten der 
Zustimmung des Thüringer Landesamtes für Bau und Verkehr, Hallesche Str. 15, 99085 Erfurt, das Gleiche trifft für die Errichtung von 
Werbeanlagen zu. 

5. Sollten während der Bauphase Kräne zum Einsatz kommen, die eine Höhe von 20 m über Grund überschreiten, müssen diese vor der Aufstellung 
vom Thüringer Landesverwaltungsamt, Ref. Luftverkehr (zuständige Luftfahrtbehörde) bezüglich einer evtl. notwendigen Kennzeichnung als 
Luftfahrthindernis gem. § 16a LuftVG geprüft werden. 

6. Das nicht versickerungsfähige bzw. anderweitig verwertbare Niederschlagswasser ist unter Berücksichtigung der auf der Basis des in Ziffer 2. 
festgesetzten Maßes der baulichen Nutzung zu errechnenden Höchstmengen und der entsprechenden Anschlussbedingungen des 
Zweckverbandes Wasser/Abwasser Mittleres Elstertal Gera dem Regenrückhaltebecken (RRB) nördlich der Ortslage Pörsdorf zuzuführen. 
Darüberhinausgehende Mengen sind durch auf dem eigenen Grundstück und auf eigene Kosten zu errichtende und zu betreibende 
Regenwasserbewirtschaftungsanlagen ausreichend zu regulieren. 

7. Erdaufschlüsse (Bohrungen, Grundwassermessstellen, geophysikalische Messungen) sowie größere Baugruben sind dem Thüringer Landesamt 
für Umwelt, Bergbau und Naturschutz (bohrarchiv@tlubn.thueringen.de), Carl-August-Allee 8-10, 99423 Weimar, 14 Tage vor Baubeginn 
anzuzeigen 

8. Die Durchführung des im Planteil A lokalisierten Ausgleichs im Sinne § 1a Abs. 3 BauGB ist im städtebaulichen Vertrag gemäß § 11 BauGB vom 
31.08.2020 und Nachtrag hierzu vom 15.02.2022 geregelt. 

 Weitere erforderliche Ausgleichs- und Gestaltungsmaßnahmen zur Durchführung des Ausgleichs im Sinne des § 1a Abs. 3 BauGB auf außerhalb 
des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes liegenden Grundstücken sind in Städtebaulichen Verträgen vom 31.08.2020 und Nachtrag hierzu 
vom 15.02.2022 gemäß § 11 BauGB festgelegt und geregelt. Diese Ausgleichsmaßnahmen sind gelegen auf den Flurstücken der Gemarkung 
Pörsdorf, Flur 3, Nr. 97/5 Teilflächen (Größen 0,4208 ha), Nr. 96/4 Teilfläche (Größe 0,2176 ha), Nr. 95/5 Teilfläche (Größe 0,8161 ha), Nr. 91/1 
Teilfläche (Größe 0,3800 ha), Nr. 95/153 Teilfläche (Größe 0,4982 ha) und Nr. 93/1. Die Gestaltungsmaßnahmen sind gelegen auf den Flurstücken 
der Gemarkung Pörsdorf, Flur 3, Nr. 95/149, Nr. 96/4 sowie 95/5. Die Charakterisierung der externen Maßnahmen, die Artenvorgabe sowie 
Qualitätsvorgabe ist auf dem Lageplan als Anlage zum Städtebaulichen Verträgen vom 31.08.2020 unter „Textliche Festsetzungen gemäß 
städtebaulichem Vertag vom 31.08.2020“ geregelt. 

9. Vermeidungsmaßnahme (V) – Baufeldfreimachung außerhalb der Brutzeiten von Vogelarten 

 Baubedingte Tötungen von Individuen der Bodenbrüter (v. a. Nestlinge) oder die Zerstörung von Gelegen wird durch eine Baufeldfreimachung (z.B. 
großflächige Vegetationsbeseitigung, Abschiebung des Oberbodens, Aufschüttungen o. ä.) im Zeitraum Oktober bis Februar außerhalb der 
Brutzeiten vermieden. Abweichend hiervon kann, in Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde, die Baufeldfreimachung innerhalb dieses 
Zeitraumes erfolgen, wenn unmittelbar vorher durch eine Fachgutachter-Kartierung (z. B. Nestersuche) aktuelle Brutvorkommen und 
artenschutzrechtliche Verbotsverletzungen sicher ausgeschlossen werden können. 

10. Die Gemeinde Kraftsdorf hält die DIN 45691 zur Einsichtnahme während der Öffnungszeiten in der Gemeindeverwaltung Kraftsdorf, Straße der 
Einheit 63, 07586 Kraftsdorf bereit. 

11. Das Plangebiet befindet sich gemäß DIN 4149 Teil 1 A1 in der Erdbebenzone 1. 
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BAUPLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 
 (§ 9 Abs. 1, 1a, 3, 4, 7 BauGB; § 88 Abs.1 Nr. 1 und 4 ThürBO) 
 
1. Art der baulichen Nutzung 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 
 
 Das Plangebiet wird gemäß §1 Abs. 4 BauNVO in die Teilgebiete GE 1 – 3 sowie SO A1 und A2 gegliedert. 
 
1.1 GE (§ 8 BauNVO) - Gewerbegebiet 
 
1.1.1 Die gemäß § 8 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO allgemein zulässige Nutzungsart ist nicht zulässig. 
 
1.1.2 Die ausnahmsweise zulässigen Nutzungsarten gemäß § 8 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO bezüglich Anlagen für gesundheitliche Zwecke und gemäß § 8 

Abs. 3 Nr. 3 BauNVO bezüglich Vergnügungsstätten sind entsprechend § 1 Abs. 6 Bau NVO nicht zulässig.  
 
1.1.3 Einzelhandelseinrichtungen, außer ein den Gewerbebetrieben in ihrer Größe untergeordneter Werksverkauf (Annexhandel), sind nicht zulässig  
 (§ 1 Abs. 9 BauNVO). 
 
1.1.4 In den mit GE 1, GE 2B und GE 3B bezeichneten Gebieten sind keine Freiflächen-Photovoltaikanlagen zulässig. 
 
1.2 SO (§ 11 BauNVO) - Sondergebiet 
 
1.2.1 Das Plangebiet wird gem. § 11 BauNVO als Sondergebiet für verkehrsaffine gewerbliche Nutzungen festgesetzt. Zulässig sind Autohöfe mit 

Anlagen für Pkw- und Lkw-Stellplätze, Tankstellen und Logistikbetriebe. 
 
1.2.2 In den mit SO A1 und SO A2 bezeichneten Gebieten sind keine Freiflächen-Photovoltaikanlagen zulässig. 
 
1.3 Schallemissionen 
 
1.3.1 Zulässig sind auf den verschiedenen Teilgebieten („GE“ und „SO“) Vorhaben (Betriebe und Anlagen), deren Geräusche die in der folgenden 

Tabelle angegebenen Emissionskontingente LEK nach Nummer 3.7 der DIN 45691 (Ausgabe 12/2006) weder tags (6 bis 22 Uhr) noch nachts (22 
bis 6 Uhr) überschreiten: 

 

Teilfläche LEK,Tag in dB(A)/m² LEK,Nacht in dB(A)/m² 

GE 1 65 60 

GE 2A und GE 2B 65 53 

GE 3A und GE 3B 65 46 

SO A1 und SO A2 65 58 

 
1.3.2 Für die im Plan dargestellten Richtungssektoren A bis D erhöhen sich – ausschließlich für die Teilfläche „GE 3B“ – die angegebenen 

Emissionskontingente LEK um folgende Zusatzkontingente LEK,Zus.: 
  

Sektor Nr. 
 

Zusatzkontignete 
LEK,Zus. in dB 

k Winkelbereich zwischen tags nachts 
A  90° und  105° + 4 + 7 
B  105° und  127° + 3 + 6 
C  127° und  150° + 2 + 5 
D  150° und  160° + 2 + 4 

 

 Die Winkelangaben für LEK,Zus. beziehen sich auf den folgenden Bezugspunkt im UTM- Koordinatensystem: 32 U  x= 710.075,00 (Rechtswert);      
y = 5642.615,00 (Hochwert). Die Richtungsangabe ist wie folgt definiert: Norden 0°, Osten 90°, Süden 180°, Westen 270°. 

 
1.3.3 Die Prüfung der planungsrechtlichen Zulässigkeit eines Vorhabens erfolgt nach dem Abschnitt 5 der DIN 45691 (Ausgabe 12/2006), wobei in den 

Gleichungen (6) und (7) für Immissionsorte j im Richtungssektor k der Wert LEK,i durch LEK,i + LEK,Zus. zu ersetzen ist. 
 
1.3.4 Ein Vorhaben erfüllt auch dann die schalltechnischen Festsetzungen des Bebauungsplanes, wenn der Beurteilungspegel Lr,j den 

Immissionsrichtwert an den maßgeblichen Immissionsorten um mindestens 15dB unterschreitet (Relevanzgrenze). 


